
Geheimdienste

Russische Spionin
offenbar freigekauft
Die größte deutsch-russische
Spionageaffäre seit dem
 Mauerfall nimmt eine spekta-
kuläre Wendung: Heidrun
Anschlag, wegen Agenten -
tätigkeit im Auftrag Moskaus
im Sommer 2013 zu fünfein-
halb Jahren Gefängnis verur-
teilt, ist auf freiem Fuß und
in ihre Heimat zurückge-
kehrt. Sie wurde vorvergan-
gene Woche aus der Haft ent-
lassen und ausgewiesen. Da-
bei dürfte die Agentin des
russischen Auslandsgeheim-
dienstes SWR Hilfe aus Mos-
kau erfahren haben: Um frei-
zukommen, musste sie unge-
fähr eine halbe Million Euro
bezahlen. Das hatte das Ober-
landesgericht Stuttgart ihr
und ihrem ebenfalls verurteil-
ten Mann gesamtschuldne-
risch auferlegt. Die Summe
entspricht dem geschätzten
Agentenlohn der beiden. Hin-
zu kommen Prozesskosten.
In Sicherheitskreisen hieß es,
es sei „nicht anders vorstell-
bar“, als dass Moskau das
Geld zur Verfügung gestellt
habe. Dass die Anschlags ihr
Privatvermögen dafür einge-
setzt haben, wird als unwahr-
scheinlich angesehen. An -
dreas und Heidrun Anschlag
hatten über 20 Jahre in der
Bundesrepublik spioniert.
Die Frau konnte nun ausge-
wiesen werden, da sie über
die Hälfte ihrer Freiheitsstra-
fe verbüßt hat. Ihr Mann, 
der zu sechseinhalb Jahren
Haft verurteilt wurde, sitzt
noch im Gefängnis. fis

ADAC

Kompletter Umbau
Der ADAC, Europas größter
und einflussreichster Auto-
mobilklub, steht nach diver-
sen Skandalen offenbar vor
tiefgreifenden Veränderun-
gen. Um den steuerbegünstig-
ten Vereinsstatus zu retten,
plant der ADAC, sein ver-
schachteltes Unternehmens-
imperium komplett umzu -
bauen und von der Vereins -
tätigkeit zu trennen. Der

kommissarische ADAC-Präsi-
dent August Markl soll ein
Modell favorisieren, das eine
weitreichende Kontrolle
durch Externe vorsieht. Ge-
plant ist demnach die Um-
wandlung der bestehenden
ADAC-Firmenholding BuW
in eine Aktiengesellschaft.
Der Verein ADAC wird daran
nur noch 74,9 Prozent der
Anteile besitzen und nicht
mehr 100 Prozent wie derzeit
an der BuW. Minderheitsge-
sellschafterin der AG mit
Sperrminorität, einem aktien-
rechtlichen Vetorecht, soll
eine neu zu gründende
ADAC-Stiftung werden, in
deren fünfköpfigem Stiftungs-
rat mindestens zwei externe
Mitglieder sitzen sollen. In
die Stiftung würden künftig
auch die Überschüsse aus den
Mitgliedsbeiträgen fließen,

die nicht für die reguläre Ver-
einsarbeit benötigt werden.
Mit dem Geld sollen vor al-
lem Forschungsprojekte finan-
ziert werden, die im Inter esse
der Allgemeinheit liegen,
etwa zur Verkehrssicherheit
oder zu neuen Mobilitätskon-
zepten. Der Reform müssen

die einflussreichen Regional-
klubs auf der Hauptversamm-
lung am 6. Dezember noch zu-
stimmen. Die ADAC-Spitze
hofft damit auch, ein positives
Si gnal für das Amtsgericht
München zu setzen. Das Ge-
richt prüft seit Monaten, ob
der ADAC noch die Voraus-
setzung für den Vereinsstatus
erfüllt oder als milliarden-
schwerer Wirtschaftskonzern
zu betrachten ist, mit ange-
schlossenem Automobilklub.
Ein ADAC-Sprecher will die
Umbaupläne im Detail nicht
kommentieren. Es seien „ver-
schiedene Modellentwürfe
entwickelt“ worden. Sie soll-
ten „dem neuen Leitbild des
ADAC bezüglich einer erfor-
derlichen und sinnvolleren
Trennung zwischen Vereins-
und Wirtschaftsaktivitäten
besser Rechnung tragen“. was
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Kohleausstieg

Ärger mit Stromkonzernen
Die deutschen Energiekonzerne fühlen sich
von Bundeswirtschaftsminister Sigmar Ga-
briel (SPD) brüskiert. Noch vor wenigen
Tagen hatte Gabriel öffentlich erklärt, ein
gleichzeitiger Ausstieg aus der Atom- und
aus der Kohleenergie sei nicht möglich.
Nun hat der Minister die deutschen Ener-
gieversorger für diesen Montag nach Berlin
geladen, um über die Abschaltung von
Kohlekraftwerken zu verhandeln. Mit ei-
nem Gesetz will Gabriel dafür sorgen, dass
die fossilen Kraftwerke ihre CO2-Emissio-
nen um jährlich mindestens 4,4 Millionen
Tonnen von 2016 bis 2020 reduzieren. So
steht es in der Einladung, die am vergange-
nen Montag an die Konzerne RWE, E.on,
Vattenfall, Steag, EnBW und Thüga erging.
Den Konzernen rechnet er vor, dass sie

„mit mindestens 22 Millionen Tonnen CO2“
zum Ziel der Bundesregierung beitragen
müssen, schädliche Klimagase einzusparen.
Wie sie die Minderung erzielen, bleibt den
Versorgern zwar freigestellt. Praktisch läuft
die Vorgabe aber darauf hinaus, Kohle -
meiler abzuschalten. Gleichzeitig sollten ei-
nige Kraftwerke als sogenannte „Kapazi-
tätsreserve“ einsatzbereit gehalten werden.
Für diese Leistung würden die Unterneh-
men Geld von den Stromkunden bekom-
men. Gabriel will in Absprache mit Kon-
zernen und Gewerkschaften dafür sorgen,
dass „der Strukturwandel sozialverträglich
gestaltet wird“. Die Chefs der Energiekon-
zerne drohen mit Milliardenklagen, falls
sie gezwungen würden, Kraftwerke ohne
Entschädigung zu schließen. fdo, gt, kn

Kohlekraftwerk
Jänschwalde


